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Gesetzestexte zum Thema Hausunterricht aus den einzelnen 
Bundesländern 

 

Baden- Württemberg: 

 

Schulgesetz für Baden-Württemberg (SchG) 
in der Fassung vom 1. August 1983 

(http://www.landesrecht-
bw.de/jportal/portal/t/aqp/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=v&eventS
ubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-
SchulGBW1983V40P21&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint) 

§ 21 
Hausunterricht 

Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schule 
nicht besuchen können, soll Hausunterricht in angemessenem Umfang erteilt werden. Das 
Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit den beteiligten Ministerien 
Umfang und Inhalt des Hausunterrichts sowie die Voraussetzungen für seine Erteilung und für die 
Unterrichtspersonen zu bestimmen. 

 

Verordnung des Ministeriums für Kultus 
und Sport über den Hausunterricht 

(Hausunterrichtsverordnung) 
Vom 8. August 1983 

(http://www.landesrecht-
bw.de/jportal/portal/t/ave/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=2

&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-
HUntVBWpP1&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint) 

§ 1 
Voraussetzungen 

(1) Hausunterricht anstelle des Unterrichts in der Schule sollen auf Antrag erhalten: 

1. 

Kinder und Jugendliche, die in Baden-Württemberg wohnen und zum Besuch einer 
Sonderschule verpflichtet sind (§ 82 Abs. 2 SchG), für die jedoch die Pflicht zum Besuch 
einer Sonderschule auf Grund einer Entscheidung nach § 82 Abs. 3 SchG ruht. 

2. 

Schulpflichtige Schüler einer öffentlichen Schule oder einer Schule in freier Trägerschaft, 
die in Baden-Württemberg wohnen und auf Grund einer Krankheit bereits länger als acht 
Wochen gehindert waren, die Schule zu besuchen. Ist absehbar, daß der Schüler mehr als 
acht Wochen der Schule fernbleiben muß, kann Hausunterricht schon vor Ablauf dieser 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/aqp/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=v&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGBW1983V40P21&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/aqp/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=v&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGBW1983V40P21&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/aqp/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=v&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGBW1983V40P21&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/aqp/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=v&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGBW1983V40P21&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ave/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=2&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-HUntVBWpP1&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ave/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=2&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-HUntVBWpP1&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ave/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=2&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-HUntVBWpP1&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ave/page/bsbawueprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=2&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-HUntVBWpP1&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ibj/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-SchulGBW1983V40P82&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ibj/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-SchulGBW1983V40P82&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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Zeitspanne erteilt werden. Ein Schulbesuch an einzelnen Tagen während dieser Frist bleibt 
außer Betracht. 

3. 

Schulpflichtige, die in Baden-Württemberg wohnen und deren Krankheit bereits länger als 
acht Wochen dauert, wenn ihr Schulverhältnis durch Zeitablauf während der Krankheit 
geendet hat und sie anschließend in eine andere Schulart bzw. einen anderen Schultyp 
aufgenommen worden wären. Nr. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

4. 

Schulpflichtige Schüler einer öffentlichen Schule oder einer Schule in freier Trägerschaft, 
die in Baden-Württemberg wohnen und die wegen einer langdauernden Erkrankung, z. B. an 
fortgeschrittener chronischer Niereninsuffizienz (Präurämie bzw. Urämie), Leukämie oder 
malignen Tumoren, schwerer Hämophilie und schweren Blutungsübeln, den Unterricht an 
einzelnen Tagen versäumen müssen. 

(2) Hausunterricht wird nur erteilt, wenn der Berechtigte auf Grund seines Gesundheitszustandes 
dazu in der Lage ist und wenn die Gesundheit des Lehrers dadurch nicht gefährdet wird. 

(3) Hausunterricht nach dieser Verordnung ist ausgeschlossen, wenn Anspruch auf Hausunterricht 
nach anderen gesetzlichen oder privatrechtlichen Vorschriften (z. B. gesetzliche 
Schülerunfallversicherung) besteht. Solange ein solcher Anspruch nicht erfüllt wird, soll der 
Berechtigte Hausunterricht nach dieser Verordnung erhalten, falls er entsprechende 
Ersatzleistungen verfolgt und sich verpflichtet, diese an das Land Baden-Württemberg abzuführen, 
oder falls er auf Verlangen den Anspruch an das Land Baden-Württemberg abtritt. 

 

 

Bayern: 

https://www.freistaat.bayern/dokumente/leistung/534434870206 

Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBl. S. 414, 632) 
BayRS 2230-1-1-K 

 

(https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEUG-23) 

 

Art. 23 

Schulen für Kranke; Hausunterricht 

(1) 1Schulen für Kranke unterrichten Schülerinnen und Schüler, die sich in Krankenhäusern oder 
vergleichbaren, unter ärztlicher Leitung stehenden Einrichtungen aufhalten müssen. 2Die 
Schülerinnen und Schüler bleiben Schülerinnen und Schüler der bisher besuchten Schulart und 
Schule; sie werden in der Regel nach den für diese Schulart geltenden Lehrplänen unter 
Berücksichtigung der sich aus den Krankheiten und dem Krankenhausaufenthalt ergebenden 
Bedingungen unterrichtet. 3Die Schule für Kranke soll möglichst den Anschluss an die 
Schulausbildung gewährleisten und den Heilungsprozess unterstützen. 

https://www.freistaat.bayern/dokumente/leistung/534434870206
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEUG-23
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(2) 1Hausunterricht kann für längerfristig Kranke oder aus gesundheitlichen Gründen nicht 
schulbesuchsfähige Schülerinnen und Schüler sowie für Schülerinnen und Schüler, die auf Grund 
behördlicher Anordnung freiheitsentziehend in Jugendhilfeeinrichtungen untergebracht sind, 
erteilt werden. 2Zuständig ist in der Regel die bisher besuchte Schule. 

(3) Beim Unterricht nach den Abs. 1 und 2 sollen im Rahmen der verfügbaren Mittel die 
Möglichkeiten der modernen Datenkommunikation genutzt werden; der Unterricht kann ganz oder 
teilweise in Form des durch Datenkommunikation unterstützten Fernunterrichts (virtueller 
Unterricht) erfolgen. 

 

Verordnung über den Hausunterricht 
(Hausunterrichtsverordnung – HUnterrV) 

Vom 29. August 1989 
(GVBl. S. 455, ber. S. 702) 

BayRS 2233-2-3-K 

(https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayHausuV?hl=true) 

§ 1 

Voraussetzungen 

(1) Hausunterricht an Stelle des Unterrichts in der Schule können Schüler bayerischer staatlicher, 
kommunaler und privater Grundschulen, Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien, Berufsschulen, 
Wirtschaftsschulen, Berufsfachschulen, Fachschulen, Fachakademien, Fachoberschulen, 
Berufsoberschulen, Schulen besonderer Art, einheitlicher Volks- und höherer Schulen und 
schulpflichtige Schüler anderer Schulen, an denen die Schulpflicht erfüllt werden kann, sowie die 
Schüler der entsprechenden Förderschulen erhalten, die 

1. 
voraussichtlich länger als sechs Unterrichtswochen (einschließlich eines etwa 
erforderlichen Aufenthalts in einem Krankenhaus) infolge einer Krankheit am Unterricht in 
der Schule nicht teilnehmen können, 

2. 
wegen einer lange dauernden Krankheit wiederkehrend den Unterricht an einzelnen Tagen 
versäumen müssen, oder 

3. 
sich voraussichtlich länger als sechs Unterrichtswochen in einer freiheitsentziehenden 
Einrichtung der Jugendhilfe befinden. 

(2) Hausunterricht wird nur erteilt, soweit die Schüler auf Grund ihres Gesundheitszustandes oder 
ihres sonderpädagogischen Förderbedarfs, insbesondere im Förderschwerpunkt emotionale und 
soziale Entwicklung, dazu in der Lage sind und die Gesundheit der Lehrer dadurch nicht gefährdet 
wird. 

(3) 1Der Hausunterricht kann nur auf Antrag der Erziehungsberechtigten oder der volljährigen 
Schüler erteilt werden; bei Schülern in freiheitsentziehenden Einrichtungen der Jugendhilfe kann 
der Antrag auch von dem Einrichtungsleiter gestellt werden. 2Die Schule berät 
Erziehungsberechtigte und Schüler über das Recht, Hausunterricht zu beantragen. 

(4) Hausunterricht kann auch dann erteilt werden, wenn die Schüler Anspruch auf Unterricht nach 
den Bestimmungen der gesetzlichen Unfallversicherung oder nach anderen Vorschriften haben und 
entsprechende Ersatzansprüche auf Verlangen an den Freistaat Bayern abtreten. 

 

 

 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayHausuV?hl=true
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Berlin: 

Verordnung über die sonderpädagogische Förderung 
(Sonderpädagogikverordnung - SopädVO) 

Vom 19. Januar 2005) 

(http://gesetze.berlin.de/jportal/?quelle=jlink&query=SondP%C3%A4dV+BE&psml=bsbepr
od.psml&max=true&aiz=true#jlr-SondP%C3%A4dVBEV16P15 ) 

§ 15 
Langfristige Erkrankungen, Haus- und Krankenhausunterricht 

(1) Bei Schülerinnen und Schülern, die längerfristig, wiederkehrend oder chronisch krank sind, 
besteht die sonderpädagogische Aufgabe darin, im Unterricht Hilfen im Umgang mit der Krankheit 
zu geben, eine Gefährdung der Schullaufbahn zu vermeiden und einer sozialen Isolierung der 
Betroffenen entgegenzuwirken. 

(2) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die auf Grund einer Erkrankung oder einer 
Beeinträchtigung für längere Zeit oder in regelmäßigen Abständen nicht am Unterricht in ihrer 
Schule teilnehmen können, erhalten während dieser Zeit Haus- oder Krankenhausunterricht. Sofern 
erforderlich entscheidet die Schulaufsichtsbehörde auf der Grundlage der Stellungnahmen der 
beteiligten Schulen und gegebenenfalls des SIBUZ, des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes, 
des Kinder- und Jugendpsychiatrischen Dienstes, der Beratungsstelle für Menschen mit 
Behinderung, der Krankenhausärztinnen und -ärzte oder des Jugendamtes, in welchem Umfang und 
für welche Dauer der Unterricht voraussichtlich erteilt wird. Der Unterricht kann als Einzel- oder 
Gruppenunterricht erteilt werden. Er orientiert sich an dem Rahmenlehrplan oder den 
Rahmenlehrplänen des Bildungsganges, dem die Schülerin oder der Schüler angehört, unter 
Berücksichtigung der sich aus der Krankheit und dem Unterbringungsort ergebenden Bedingungen. 
Vorrangig ist in den für das Aufrücken, die Versetzung und das Erreichen eines Abschlusses 
entscheidenden Fächern zu unterrichten. Das Schulverhältnis zur bisher besuchten Schule 
(Stammschule) bleibt erhalten. 

(3) Krankenhausunterricht erhalten Schülerinnen und Schüler mit psychischen Erkrankungen, die 
stationär in Einrichtungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie untergebracht sind sowie 
Schülerinnen und Schüler, die über einen längeren Zeitraum stationär onkologisch oder 
kardiologisch behandelt werden; gemäß § 26 können sie darüber hinaus in Nachsorgeklassen 
unterrichtet werden, wenn sie nach ihrem stationären Aufenthalt noch nicht an ihre Stammschule 
zurückkehren können. Alle anderen kranken Schülerinnen und Schüler erhalten Hausunterricht, 
unabhängig davon, ob dieser zu Hause, in Krankenhäusern oder in anderen geeigneten Räumen 
stattfindet. 

(4) Hausunterricht wird im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten je nach Jahrgangsstufe 
und Belastbarkeit der Schülerin oder des Schülers in der Regel im Umfang von sechs bis zwölf 
Zeitstunden wöchentlich erteilt. Der Hausunterricht wird in Kooperation mit der Stammschule 
erteilt. 

(5) Haus- oder Krankenhausunterricht ist so lange zu erteilen, bis die Rückkehr in die Stammschule 
möglich ist. 

(6) Die Schulaufsichtsbehörde kann für Schülerinnen und Schüler, die die Voraussetzungen für den 
Besuch der Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe erfüllen, aber wegen Krankheit oder 
einer Behinderung oder einer lang andauernden Behandlung nicht oder nur eingeschränkt am 
Unterricht teilnehmen können, durch Einzelfallentscheidung die Qualifikationsphase ohne 
Anrechnung auf die Höchstverweildauer auf bis zu vier Jahren verlängern. Die 
Schulaufsichtsbehörde regelt in der Einzelfallentscheidung, wie die Belegverpflichtungen den 
besonderen Bedingungen des Unterrichts für Kranke angepasst werden. 

http://gesetze.berlin.de/jportal/?quelle=jlink&query=SondP%C3%A4dV+BE&psml=bsbeprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-SondP%C3%A4dVBEV16P15
http://gesetze.berlin.de/jportal/?quelle=jlink&query=SondP%C3%A4dV+BE&psml=bsbeprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-SondP%C3%A4dVBEV16P15
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Brandenburg: 

Verwaltungsvorschriften über die Durchführung von Unterricht für kranke Schülerinnen und 
Schüler (VV-Kranke Schüler - VVkraSchül) 

(https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/vvkraschuel) 

Abschnitt 4 
Hausunterricht 

12 - Anordnung, Beendigung und Nachweis über erteilten Hausunterricht 

(1) Hausunterricht wird frühestens drei Wochen nach Erkrankung der Schülerinnen oder des 
Schülers erteilt, wenn zu erwarten ist, dass die Schülerin oder der Schüler mindestens sechs 
Wochen die Schule nicht besuchen kann. Er erfolgt auf Antrag der Eltern, der volljährigen 
Schülerinnen oder Schüler oder der Schule gemäß Anlage 3. Der Antrag ist zusammen mit der 
ärztlichen oder fachärztlichen Stellungnahme über die Schulleitung der besuchten Schule an das 
Landesschulamt zu richten. Das Landesschulamt entscheidet über den Antrag, ordnet den 
Hausunterricht an oder genehmigt ihn und legt die Anzahl der Hausunterrichtsstunden fest. Das 
Landesschulamt prüft halbjährlich, ob der Hausunterricht fortzusetzen ist. 

(2) Die Schule informiert und berät die Eltern über das Antragsverfahren. Wurde noch keine Schule 
besucht erfolgt die Beratung durch die örtlich zuständige Grundschule. 

(3) Die Anordnung und die Genehmigung von Hausunterricht durch das Landesschulamt können nur 
auf der Grundlage einer ärztlichen Stellungnahme erfolgen. Die Stellungnahme soll Aussagen zur 
Belastbarkeit der Schülerin oder des Schülers enthalten. 

(4) Der Hausunterricht ist so lange zu erteilen, wie die Schulbesuchsunfähigkeit andauert. Er endet 
jedoch mit dem Ende der Schulpflicht. 

13 - Durchführung von Hausunterricht 

(1) In der Regel ist die Stammschule für die Durchführung des Hausunterrichts verantwortlich, 
insbesondere für die 

Erarbeitung einer Empfehlung zum Unterrichtsbedarf, 

Aufstellung des individuellen Lernplans, 

Bereitstellung der Lehr- und Lernmittel, 

Leistungsbewertung, 

Durchführung von Versetzungen, 

Zeugniserteilung und Vergabe von schulischen Abschlüssen, 

Schulwechsel oder Schulformwechsel und 

Zusammenarbeit, einschließlich Datenübermittlung, mit den Gesundheitsbehörden sowie 
gegebenenfalls mit anderen Behörden aufgrund einer gesetzlichen Übermittlungsbefugnis. 

https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/vvkraschuel
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(2) Kann die Stammschule den Hausunterricht nicht erteilen, wird eine andere Schule mit der 
Durchführung des Hausunterrichts beauftragt. Die Stammschule übermittelt der beauftragten 
Schule den Bericht über den aktuellen Lern- und Entwicklungsstand der Schülerin oder des 
Schülers gemäß Anlage 2 und die beauftragte Schule erstellt nach Durchführung des 
Hausunterrichts eine Übersicht der Leistungen der Schülerin und des Schülers und vermittelt diese 
Dokumentation an die Stammschule. Den Einsatz der Lehrkräfte einer anderen Schule regelt diese 
in Abstimmung mit dem Landesschulamt. 

(3) Der Hausunterricht unterstützt Schülerinnen und Schüler beim Erreichen des ihren Fähigkeiten, 
Neigungen und Leistungen entsprechenden Bildungsstandes oder schulischen Abschlusses. Er 
beschränkt sich in der Regel auf die Fächer Deutsch, Mathematik und Fremdsprachen sowie auf 
diejenigen Fächer, die im jeweiligen Unterricht der Jahrgangsstufe mit mehr als drei 
Wochenstunden vertreten oder Prüfungsfach sind. Über Ausnahmen entscheidet das 
Landesschulamt. Die Höhe des wöchentlichen Hausunterrichts wird durch die Vorgaben der Anlage 
1 bestimmt. 

 

Bremen: 

Bremisches Schulgesetz (BremSchulG) vom 28. Juni 2005 (BremGBl. S. 280, 388, 398 – 223-b-1), 
zuletzt geändert mit Gesetz vom 26. Juni 2018 (Brem.GBl. S. 304) 

 

§ 57 Ausnahmen  
 

(1) 1Schulpflichtige, die mit Genehmigung der zuständigen Schulbehörde außerhalb 
des Landes Bremen eine Schule besuchen oder den Wehr- und Zivildienst oder ein 
freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr ableisten, haben auf Verlangen 
hierüber einen Nachweis zu führen. 2Ist ein regelmäßiger Besuch einer auswärtigen 
Schule nicht gesichert, haben sie innerhalb des Landes Bremen eine Schule gemäß 
§ 55 zu besuchen. 3Wird der Wehr- und Zivildienst oder ein freiwilliges soziales 
oder ökologisches Jahr abgebrochen, lebt die Schulpflicht wieder auf. (2) 1Über die 
nur in besonderen Ausnahmefällen mögliche Befreiung von der Pflicht zum Besuch 
einer öffentlichen Schule oder einer staatlich genehmigten privaten Ersatzschule 
entscheidet die Fachaufsicht. 2Es besteht eine Schule für Krankenhaus- und 
Hausunterricht als besonderes Angebot für schulpflichtige Kinder und Jugendliche 
aller Schularten und Schulstufen, die aufgrund einer Krankheit nicht 
schulbesuchsfähig sind. 3Sie soll verhindern, dass Schulpflichtbefreiungen nach 
Satz 1 erteilt werden müssen. 4Ihre Organisationsform und die Zusammenarbeit 
mit Regionalen Beratungs- und Unterstützungszentren kann in einer 
Rechtsverordnung geregelt werden 
 

Hamburg: 

Hamburgisches Schulgesetz 

https://www.hamburg.de/contentblob/1995414/d35acbf04fb733b9d6605bafc82ec853/data
/schulgesetzdownload.pdf;jsessionid=6EE97BBB2DA33F5F628654617A4151F2.liveWorker2 

 

§ 12 Integration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 
Betreuung kranker Schülerinnen und Schüler 

https://www.hamburg.de/contentblob/1995414/d35acbf04fb733b9d6605bafc82ec853/data/schulgesetzdownload.pdf;jsessionid=6EE97BBB2DA33F5F628654617A4151F2.liveWorker2
https://www.hamburg.de/contentblob/1995414/d35acbf04fb733b9d6605bafc82ec853/data/schulgesetzdownload.pdf;jsessionid=6EE97BBB2DA33F5F628654617A4151F2.liveWorker2
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Absatz 5: 

(5) Schülerinnen und Schüler, die wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Erkrankung auf 
längere Zeit oder auf Dauer keine Schule besuchen können, werden im Haus- und 
Krankenhausunterricht schulisch betreut. 

Hessen: 

Richtlinien für Unterricht und Erziehung kranker Schülerinnen und Schüler Erlass vom 12.11.2007 – 
II.3 – 170.000.061-21- Gült. Verz. Nr. 721 

(https://kultusministerium.hessen.de/sites/default/files/HKM/richtlinien_kranke_12.11.20
07.pdf) 

4.2.2 Sonderunterricht als Hausunterricht  

Kinder und Jugendliche erhalten nach § 54 Abs. 4 des Hessischen Schulgesetzes und § 26 der 
Verordnung über die sonderpädagogische Förderung auf Antrag der Eltern oder der volljährigen 
Schülerin oder des volljährigen Schülers Sonderunterricht, wenn sie wegen oder infolge einer 
längeren Erkrankung von mehr als sechs Wochen ganz oder in mehreren Unterrichtsfächern die 
Schule nicht besuchen können. Die Rahmenbedingungen der Organisation und der Durchführung 
des Sonderunterrichts legt das Staatliche Schulamt fest. Der Sonderunterricht als Hausunterricht 
erfolgt in Abstimmung mit der behandelnden Ärztin oder dem behandelnden Arzt. Vor Aufnahme 
des Sonderunterrichts muss das schriftliche Einverständnis der Eltern vorliegen. In regelmäßigen 
Abständen ist die Notwendigkeit der Weiterführung des Sonderunterrichts zu überprüfen. 

 

Mecklenburg- Vorpommern: 

Schulgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Schulgesetz- SchulG M-V) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2010 

(http://www.landesrecht-
mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-
SchulGMV2010rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs) 

§ 36 
Die Förderschulen 

(1) Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf im 
Förderschwerpunkt Sehen, Hören, körperliche und motorische Entwicklung, geistige Entwicklung, 
emotionale und soziale Entwicklung oder Unterricht kranker Schülerinnen und Schüler können 
gemäß § 34 Absatz 4 an Förderschulen unterrichtet werden, die dem Förderschwerpunkt 
entsprechen, der vom Zentralen Fachbereich für Diagnostik und Schulpsychologie als 
Hauptförderschwerpunkt festgestellt wurde. An diesen Förderschulen werden gemäß § 34 Absatz 4 
Schülerinnen und Schüler unterrichtet, sofern sie im gemeinsamen Unterricht in allgemein 
bildenden Schulen ( § 12 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a bis e ) nicht hinreichend gefördert werden 
können. 

(2) An Förderschulen, die nach den Rahmenplänen der weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen ( § 12 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b bis e ) arbeiten, können die Abschlüsse des 
jeweiligen Bildungsgangs erworben werden. An Förderschulen mit abweichender Zielsetzung 
werden die Abschlüsse der jeweiligen Förderschule erworben. 

(3) Förderschulen können auch im Verbund mit allgemein bildenden Schulen ( § 12 Absatz 2 
Nummer 1 Buchstabe a bis e ) ein sonderpädagogisches Förderzentrum mit einzelnen oder 
mehreren Förderschwerpunkten bilden. In dessen Zuständigkeit liegen Früherkennung, 

https://kultusministerium.hessen.de/sites/default/files/HKM/richtlinien_kranke_12.11.2007.pdf
https://kultusministerium.hessen.de/sites/default/files/HKM/richtlinien_kranke_12.11.2007.pdf
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-SchulGMV2010rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-SchulGMV2010rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-SchulGMV2010rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs


8 
 

Frühförderung, Förderung und Beratung der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf sowie die Beratung von Lehrkräften im gemeinsamen Unterricht. 

(4) Schülerinnen und Schüler, die wegen einer Erkrankung oder wegen schwerwiegender 
Beeinträchtigung in ihrer Entwicklung für längere Zeit oder auf Dauer keine Schule besuchen 
können, erhalten Haus- oder Krankenhausunterricht. 

  

 

Niedersachsen: 

Niedersächsisches Schulgesetz 
(NSchG) 

in der Fassung vom 3. März 1998 

(http://www.voris.niedersachsen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+ND+%C2%A7+69&psml=bs
vorisprod.psml&max=true) 

§ 69 
Schulpflicht in besonderen Fällen 

(1) Schülerinnen und Schülern, die infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schule nicht 
besuchen können, soll Unterricht zu Hause oder im Krankenhaus in angemessenem Umfang erteilt 
werden. 

(2) 1 Schülerinnen und Schüler können auf Vorschlag der Schule von der Schulbehörde an eine 
Schule einer für sie geeigneten Schulform überwiesen werden, wenn sie die Sicherheit von 
Menschen ernstlich gefährden oder den Schulbetrieb nachhaltig und schwer beeinträchtigen. 2 Die 
Schulbehörde hat in regelmäßigen Abständen zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Überweisung weiterhin vorliegen. 

(3) 1 Schülerinnen und Schüler im Sekundarbereich I, die in besonderem Maße auf 
sozialpädagogische Hilfe angewiesen sind, können ihre Schulpflicht, solange sie auf diese Hilfe 
angewiesen sind, ganz oder teilweise in einer außerschulischen Einrichtung erfüllen. 2 Die Erfüllung 
der Schulpflicht erfolgt auf der Grundlage eines einzelfallbezogenen Förderplans, der von der 
Schule, die von der Schülerin oder dem Schüler zu besuchen wäre, und der Einrichtung gemeinsam 
aufzustellen ist. 

(4) 1 Schulpflichtige Jugendliche im Sekundarbereich II, die nicht in einem 
Berufsausbildungsverhältnis stehen und in besonderem Maße auf sozialpädagogische Hilfe 
angewiesen sind, können ihre Schulpflicht durch den Besuch einer Jugendwerkstatt erfüllen, die auf 
eine Berufsausbildung oder eine berufliche Tätigkeit vorbereitet. 2 In besonders begründeten 
Ausnahmefällen kann die Berufseinstiegsschule (§ 17 Abs. 3) auch die Erfüllung der Schulpflicht 
durch den Besuch einer anderen Einrichtung mit der in Satz 1 genannten Aufgabenstellung 
gestatten. 3 Die Erfüllung der Schulpflicht erfolgt auf der Grundlage eines einzelfallbezogenen 
Förderplans, der von der Einrichtung nach Satz 1 oder 2 und der Berufseinstiegsschule (§ 17 Abs. 3) 
gemeinsam aufzustellen ist. 

(5) Schulpflichtige Kinder und Jugendliche, die sich in Justizvollzugsanstalten oder in geschlossener 
Heimerziehung befinden, können in den Räumen der Einrichtung unterrichtet werden. 

  

 

http://www.voris.niedersachsen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+ND+%C2%A7+69&psml=bsvorisprod.psml&max=true
http://www.voris.niedersachsen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+ND+%C2%A7+69&psml=bsvorisprod.psml&max=true
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Nordrhein-Westfalen: 

Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW - SchulG) 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?xid=492252,22 

§ 21 SchulG – Hausunterricht, Schule für Kranke 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde richtet auf Antrag der Eltern oder der Schule Hausunterricht ein für 

1. 
Schülerinnen und Schüler, die wegen Krankheit voraussichtlich länger als sechs Wochen die Schule 
nicht besuchen können, 
2. 
Schülerinnen und Schüler, die wegen einer lange andauernden Erkrankung langfristig und 
regelmäßig an mindestens einem Tag in der Woche nicht am Unterricht teilnehmen können, 
3. 
Schülerinnen in den Schutzfristen vor und nach der Geburt eines Kindes entsprechend 
dem Mutterschutzgesetz. 
 
(2) Die Schule für Kranke unterrichtet Schülerinnen und Schüler, die wegen einer stationären 
Behandlung im Krankenhaus oder einer vergleichbaren medizinisch-therapeutischen Einrichtung 
mindestens vier Wochen nicht am Unterricht ihrer Schule teilnehmen können. Sie unterrichtet auch 
kranke Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Schulen für Kranke 
können im Verbund geführt werden oder in einen Verbund nach § 20 Absatz 7 einbezogen werden. 
 

§ 43 AO-SF 
Verordnung über die sonderpädagogische Förderung, den Hausunterricht und die Schule für 

Kranke (Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung - AO-SF) 

(http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?xid=551110,44) 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde richtet Hausunterricht ein für 

1. 
Schülerinnen und Schüler, die wegen Krankheit voraussichtlich länger als sechs Wochen die Schule 
nicht besuchen können, 

2. 

Schülerinnen und Schüler, die wegen einer lange andauernden Erkrankung langfristig und 

regelmäßig an mindestens einem Tag in der Woche nicht am Unterricht teilnehmen können, 

3. 
Schülerinnen in den Schutzfristen vor und nach der Geburt eines Kindes entsprechend dem 
Mutterschutzgesetz und während der Schwangerschaft, soweit sie nach ärztlicher Bescheinigung 
die Schule nicht besuchen können. 
 
(2) Die Eltern richten einen Antrag auf Hausunterricht an die bisher besuchte Schule. Sie fügen das 
ärztliche Gutachten gemäß § 44 bei. Die Schule legt den Antrag dem Schulamt vor; sie kann auch 
einen eigenen Antrag stellen. Das Schulamt entscheidet über den Antrag und bestimmt die für den 
Hausunterricht zuständige Schule (Stammschule), in der Regel die bisher besuchte Schule. 
 

 

 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?xid=492252,22
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=158685690268099458&sessionID=21321932932121852205&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=7875815,1
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=158685690268099458&sessionID=21321932932121852205&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=492252,21#jurabs_7
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?xid=551110,44
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=158685728982205486&sessionID=4944938481387010238&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=551110,45
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Rheinland- Pfalz: 

Krankenhaus- und Hausunterricht Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur 

vom 22. Juli 2015 (9414 B – Tgb.Nr. 2030/14)  
Bezug: Verwaltungsvorschrift vom 4. April 2000, 1546 B – Tgb.-Nr. 3160/99 (GAmtsbl. S. 339; Amtsbl. 

2014 S. 322) 

(https://inklusion.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/inklusion.bildung-
rp.de/Erkrankungen/Krankenhausunterricht/VV_KHU_Fliesstext_28.7.2015.pdf) 

1 Grundlagen 

1.1  

Krankenhaus- und Hausunterricht sind Formen des nicht-schulischen Unterrichts für Schülerinnen 
und Schüler, die wegen einer länger dauernden Erkrankung oder der Auswirkungen von 
Behinderungen längere Zeit keine Schule besuchen können. Voraussetzung ist, dass diese gemäß § 
56 i. V. m. § 60 und § 7 des Schulgesetzes (SchulG) schulbesuchspflichtig sind oder noch eine Schule 
besuchen.  

1.2  

Krankenhaus- und Hausunterricht sind nur zulässig, wenn der Schulbesuch nicht durch Hilfen bei 
der Bewältigung des Schulwegs oder durch andere Hilfen ermöglicht werden kann.  

1.3  

Krankenhaus- und Hausunterricht bieten Kindern und Jugendlichen, die länger krank sind, 
schulisches Lernen und die Auseinandersetzung mit schulischen Lerninhalten an und unterstützen 
die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft.  

1.4  

Alle Schulen informieren ihre Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern bei Bedarf über das 
Angebot von Krankenhausunterricht oder Hausunterricht und beraten sie; die Schulbehörde wirkt 
bei Bedarf an der Beratung mit. 

 

Sachsen: 

Sächsisches Schulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. September 2018 (SächsGVBl. 
S. 648), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 782) geändert 

worden ist 

(https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4192-Saechsisches-Schulgesetz#p26) 

 
§ 26 

Allgemeines 
(1) Schulpflicht besteht für alle Kinder und Jugendlichen, die im Freistaat Sachsen ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
(2) 1Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regelmäßigen Besuch des Unterrichts und der übrigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Schule einschließlich der Teilnahme an Evaluationsverfahren 
und Untersuchungen zu Schülerleistungen im Sinne des § 3a Absatz 5. 2Dasselbe gilt für Schüler, die 
nicht schulpflichtig sind. 
(3) 1Die Schulpflicht wird grundsätzlich durch den Besuch einer Schule in öffentlicher Trägerschaft 
oder einer genehmigten Ersatzschule erfüllt. 2Die Schulaufsichtsbehörde kann Ausnahmen 

https://inklusion.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/inklusion.bildung-rp.de/Erkrankungen/Krankenhausunterricht/VV_KHU_Fliesstext_28.7.2015.pdf
https://inklusion.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/inklusion.bildung-rp.de/Erkrankungen/Krankenhausunterricht/VV_KHU_Fliesstext_28.7.2015.pdf
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4192-Saechsisches-Schulgesetz#p26
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zulassen, insbesondere zur zeitweisen Alternativbeschulung im Rahmen jugendhilflicher Angebote 
auf der Basis eines Hilfeplans gemäß § 36 des Achten Buches Sozialgesetzbuch. 
(4) Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die infolge einer längerfristigen Erkrankung die 
Schule nicht besuchen können, soll Unterricht zu Hause oder im Krankenhaus im angemessenen 
Umfang unter Berücksichtigung der organisatorischen, personellen und sächlichen 
Voraussetzungen angeboten werden. 
(5) Völkerrechtliche Abkommen und zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben unberührt. 
 

§ 38b 
E-Learning 

1An allen Schularten können Schüler bei Vorlage eines von der Schulkonferenz beschlossenen 
pädagogischen Konzeptes innerhalb und außerhalb der Schule zeitweilig über elektronische 
Medien und mittels Lern- und Kommunikationsplattformen unterrichtet werden (E-Learning). 2E-
Learning kann insbesondere zur Unterrichtung längerfristig erkrankter Schüler, von Schülern, die 
selbst oder mit ihren Eltern beruflich reisen, zur Förderung individueller besonderer Begabungen 
und zur Förderung von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf genutzt werden. 
 
 

VwV Organisationserlass vom 17. April 1996 (MBl. SMK S. 165) 

(https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1206-VwV-Organisationserlass) : 
 

7 
Allgemeine Regelungen 

7.1 
Hausunterricht 

  
Hausunterricht kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten bei der zuständigen 
Schulaufsichtsbehörde über den Schulleiter für Schüler erteilt werden, die infolge einer länger 
dauernden Krankheit von mehr als vier Wochen eine Schule nicht besuchen können bzw. auch nicht 
durch Transporthilfen in eine Schule mit Heim aufgenommen werden können. 
Der Hausunterricht kann entsprechend dem Gesundheitszustand des Schülers mindestens 4, 
maximal 12 Unterrichtsstunden pro Woche 
in den Fächern 

  
  
Deutsch, Mathematik, Sachkundeunterricht (Primarstufe) 
Deutsch, Mathematik, erste Fremdsprache, weiteres Kernfach (Sekundarstufe I) 

  
und in den Kursen 

  
  
Deutsch, Mathematik, ein weiterer Kurs (gymnasiale Oberstufe) 

  
erteilt werden. 

 
 

Sachsen- Anhalt: 

Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
Februar 2013 

§ 39 Besuch von Förderschulen und Sonderunterricht  

(1) Schülerinnen und Schüler, die einer sonderpädagogischen Förderung bedürfen, sind zum 
Besuch einer für sie geeigneten Förderschule oder des für sie geeigneten Sonderunterrichts 
verpflichtet, wenn die entsprechende Förderung nicht in einer Schule einer anderen 
Schulform erfolgen kann. (2) Die Schulbehörde entscheidet nach dem Ergebnis eines 

https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/355/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1206-VwV-Organisationserlass
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sonderpädagogischen Feststellungsverfahrens, ob die Verpflichtung nach Absatz 1 besteht, 
und bestimmt nach Anhörung der Erziehungsberechtigten, welche Förderschule die 
Schülerin oder der Schüler besuchen soll. Für die Entscheidung können ärztliche 
Untersuchungen durchgeführt, anerkannte Testverfahren angewandt und Gutachten von 
Sachverständigen eingeholt werden. - Seite 34 von 56 - (3) Schulpflichtigen Kindern und 
Jugendlichen, die infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schule nicht besuchen 
können, ist Unterricht zu Hause oder im Krankenhaus im angemessenen Umfang zu 
erteilen. 

 

Saarland: 

Verordnung – Schulordnung – über den Krankenhaus- und Hausunterricht 
vom 13. Mai 1993 geändert durch die Verordnungen zur Änderung von schulrechtlichen 

Verordnungen vom 21.11.00, 15.07.02 und vom 04.07.03 

(http://www.krankenhaus-und-hausunterricht.de/verordnung.htm) 
 

§ 1  
Voraussetzung 

 
(1)   Krankenhaus- und Hausunterricht anstelle des Unterrichts in der Schule sollen schulpflichtige 
Schüler öffentlicher Schulen und privater Ersatzschulen erhalten, die nach amtsärztlicher 
Feststellung infolge dauernder oder voraussichtlich mehr als sechs Unterrichtswochen währender 
Erkrankung die Schule nicht besuchen können. Das gleiche gilt für Schüler, die wegen einer lange 
dauernden Krankheit wiederkehrend den Unterricht an bestimmten Tagen versäumen müssen. 
(2)   Krankenhaus- und Hausunterricht wird nur erteilt, soweit der Gesundheitszustand des Schülers 
die Teilnahme an diesem Unterricht zulässt und die Gesundheit der Lehrkräfte dadurch nicht 
gefährdet wird. 
(3)   Die Schule berät die Erziehungsberechtigten und den Schüler über das Recht, Krankenhaus- 
und Hausunterricht zu beantragen. 
 

 § 8 
Verfahren, Zuständigkeit 

 
(1)   Der Krankenhaus- und Hausunterricht kann nur auf Antrag der Erziehungsberechtigten oder 
des volljährigen Schülers oder mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten oder des volljährigen 
Schülers erteilt werden; der Antrag kann auch von der Stammschule, dem Schul- oder Amtsarzt 
oder der Krankenhausverwaltung gestellt werden. Abweichend von Satz 1 bedarf es bei der 
Erteilung von Krankenhausunterricht keines ausdrücklichen Antrages, wenn in dem Krankenhaus 
oder der Heilstätte bereits Krankenhausunterricht fest eingerichtet ist; in Kliniken für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie bedarf die Einbeziehung eines Schülers in den Krankenhausunterricht in jedem 
einzelnen Fall der Zustimmung des Landesbeauftragten für den Krankenhaus- und Hausunterricht 
beim Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft. 
(2)   Der Antrag ist an den Landesbeauftragten für den Krankenhaus- und Hausunterricht beim 
Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft zu richten. Er muss folgende Angaben enthalten: 
-          Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift des Schülers 
-          Derzeitiger Aufenthaltsort des Schülers 
-          Stammschule und Klassenstufe 
-          Angaben über die Sprachenfolge. 
Dem Antrag ist bei Krankenhausunterricht ein Attest des behandelnden Krankenhausarztes, bei 
Hausunterricht des Amtsarztes über die Krankheit des Schülers beizufügen, das sich auf die in § 1 
Abs. 1 und 2 geregelten, die Erkrankung des Schülers betreffenden Voraussetzungen bezieht. Dieses 
Attest soll Aussagen darüber enthalten, ob und bis zu welchem Umfang Krankenhaus- bzw. 
Hausunterricht bei der vorliegenden Krankheit möglich ist. Wird der Antrag auf Erteilung von 
Hausunterricht von der Stammschule gestellt, so soll in dem Antrag angegeben werden, ob und 
gegebenenfalls welche Lehrkräfte bereit sind, den Hausunterricht zu erteilen. 

http://www.krankenhaus-und-hausunterricht.de/verordnung.htm
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(3)   Die Entscheidung über die Erteilung des Krankenhaus- und Hausunterrichtes trifft der 
Landesbeauftragte für den Krankenhaus- und Hausunterricht beim Ministerium für Bildung, Kultur 
und Wissenschaft. 
(4)   Über den Einsatz der hauptamtlichen, nebenamtlichen und nebenberuflichen Lehrkräfte 
entscheidet die Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag des Landesbeauftragten für den 
Krankenhaus- und Hausunterricht. 
(5)   Im übrigen leitet der Landesbeauftragte für den Krankenhaus- und Hausunterricht beim 
Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft diesen Unterricht und die hierbei tätigen 
Lehrkräfte in entsprechender Anwendung der Allgemeinen Dienstordnung für Schulleiter. 
 
 

 

Schleswig- Holstein: 

Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz 
(Schulgesetz - SchulG) 
Vom 24. Januar 2007  

http://www.gesetze-
rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/18pm/page/bsshoprod.psml/action/portlets.j
w.MainAction?p1=1q&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.
hl=0&doc.id=jlr-SchulGSH2007V11P46a&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint 

§ 46 a 
Sonstige Unterrichtseinrichtungen 

 
(1) Schülerinnen und Schülern, die infolge einer längerfristigen Erkrankung nicht in der Lage sind, 
die Schule zu besuchen, soll im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Mittel 
Unterricht zu Hause oder im Krankenhaus erteilt werden. Das für Bildung zuständige Ministerium 
kann bei einer ausreichenden Zahl von Schülerinnen und Schülern in Krankenhäusern im 
Einvernehmen mit dem Krankenhausträger besondere Klassen als Außenstelle einer Schule 
einrichten. 
(2) Schulpflichtige, die sich in Justizvollzugsanstalten befinden, von anderen Maßnahmen der 
Freiheitsentziehung betroffen oder in Heimen untergebracht sind, können in Schulen oder Klassen 
in den Räumen der Anstalt oder des Heimes unterrichtet werden. 
 

 

Thüringen: 

Thüringer Schulgesetz (ThürSchulG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. April 2003 

http://landesrecht.thueringen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+TH&psml=bsthuepr
od.psml&max=true&aiz=true 

§ 54 
Unterricht im Krankheitsfall 

(1) Schulpflichtige, die sich sechs Wochen und länger oder wiederholt in medizinischen 
Einrichtungen aufhalten und deshalb nicht am Unterricht in der Schule teilnehmen, sollen 
Grundlagenunterricht erhalten. Wurde Grundlagenunterricht eingerichtet, so können hieran alle 
Schulpflichtigen teilnehmen, die sich in der medizinischen Einrichtung aufhalten. 
(2) Schulpflichtige, die wegen Erkrankung sechs Wochen und länger die Schule nicht besuchen 
können und sich in häuslicher Pflege befinden, können Hausunterricht in den Grundlagenfächern 
erhalten. 

http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/18pm/page/bsshoprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=1q&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGSH2007V11P46a&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/18pm/page/bsshoprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=1q&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGSH2007V11P46a&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/18pm/page/bsshoprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=1q&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGSH2007V11P46a&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/18pm/page/bsshoprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=1q&eventSubmit_doNavigate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-SchulGSH2007V11P46a&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint
http://landesrecht.thueringen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+TH&psml=bsthueprod.psml&max=true&aiz=true
http://landesrecht.thueringen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+TH&psml=bsthueprod.psml&max=true&aiz=true
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(3) Der Grundlagenunterricht umfasst den Unterricht in den Fächern Deutsch und Mathematik sowie 
in der ersten Fremdsprache. Ab der Klassenstufe 9 kann die Fächerauswahl um solche Fächer 
erweitert werden, die zur Erreichung des Schulabschlusses für die Schüler unentbehrlich sind. 
(4) Beginn und Umfang des Unterrichts wird bestimmt durch die Entscheidung der Ärzte über die 
Belastbarkeit des Schulpflichtigen und die Erfordernisse des Betriebes der medizinischen 
Einrichtung. 
(5) Für diesen Unterricht werden je nach Schulart und Klassenstufe Fachlehrer eingesetzt. 
 


